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Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins 
 

durch den Zivilverfahrensrechtsausschuss  
 
zum 

 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform des Konto-
pfändungsschutzes 
(Stand: 19. Januar 2007) 

         

 

Mitglieder des Zivilverfahrensrechtsausschusses:  

Rechtsanwalt Dr. Bernd Hirtz (Vorsitzender)  

Rechtsanwalt Hartmut Braunschneider  

Rechtsanwalt Dr. Jochen Bühling 

Rechtsanwalt Curt Engels (Berichterstatter) 

Rechtsanwalt Dr. Hans C. Lühn 

Rechtsanwalt Dr. Carsten A. Salger 

Rechtsanwalt am BGH Prof. Dr. Volkert Vorwerk  

 

zuständige DAV-Geschäftsführerin:

Rechtsanwältin Angelika Rüstow 

 



 

 

Verteiler: 

 Bundesministerium der Justiz 

 Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 

 Rechtsausschuss des Deutschen Bundesrates 

 SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages, Arbeitsgruppe Recht 

 Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag 

 FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 PDS-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzender des FORUM Junge Anwaltschaft 

 Deutscher Richterbund 

 Deutscher Steuerberaterverband 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Bundesnotarkammer 

 Steuerberaterverband 

 Redaktion NJW 

 ver.di, Bundesverwaltung, Fachbereich Bund und Länder, Richterinnen und 

Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss 

der deutschen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit der-

zeit ca. 64.000 Mitgliedern vertritt die Interessen der deutschen Anwalt-

schaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

 

Der Entwurf des Bundesministeriums der Justiz sieht eine Überarbeitung der 

für den Kontopfändungsschutz relevanten Vorschriften der Zivilprozess-

ordnung, des Ersten Buches Sozialgesetzbuch sowie des Einkommen-

steuergesetzes vor.  

 

Der DAV begrüßt das Ziel der Neuregelung, im Ausgleich der berechtig-

ten Belange von Schuldner und Gläubiger dem Kontoinhaber die zum 

Lebensunterhalt benötigten Geldmittel auch bei Überweisung auf sein Gi-

rokonto pfändungsfrei zu belassen. Der DAV begrüßt auch, dass gleich-

zeitig der Pfändungsschutz für die Einkünfte von selbständig tätigen Per-

sonen verbessert werden soll. Der Weg, der von dem vorliegenden Ge-

setzesentwurf eingeschlagen wird, um diese Ziele zu erreichen, wird 

grundsätzlich befürwortet. Besonderer Prüfung bedarf aber die Frage, ob 

es wirklich erforderlich und sinnvoll ist, so genannte Pfändungsschutz-

konten einzurichten. Mit der bloßen Bezeichnung eines solchen Kontos 

sind nämlich schutzwürdige Mechanismen noch nicht verbunden. Miss-

brauchsgefahren muss wirksamer, als dies im Gesetzesentwurf ge-

schieht, vorgebeugt werden. Unter diesem Vorbehalt gilt: 

 

1. Der Gesetzesentwurf ist insoweit zu begrüßen, als er eine seit je her be-

stehende Lücke im System des gesetzlichen Pfändungsschutzes für ei-

nen Personenkreis schließt, dem nach geltendem Recht die von  Verfas-

sungswegen gebotene Garantie des Existenzminimums bislang nicht ge-

währt worden ist. 

 

 Soweit künftig für sonstige Einkünfte, die kein Arbeitseinkommen sind, 

dem Schuldner während eines angemessenen Zeitraums soviel zu be-

lassen ist, als ihm nach freier Schätzung des Gerichts verbleiben würde, 
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wenn sein Einkommen aus laufendem Arbeits- oder Dienstlohn bestünde, 

wobei die wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners, insbesondere 

seine sonstigen Verdienstmöglichkeiten, frei zu würdigen sind, wird erst-

mals für einen Personenkreis, der seine Einkünfte nicht aus Arbeitsleis-

tung im Sinne von §§ 850, 850a, 850c ZPO oder als persönlicher Werk- 

und Dienstleister im Sinne des § 850i ZPO bezieht, die Möglichkeit des 

Pfändungsschutzes geschaffen. Das wird vom Grundsatz her begrüßt. Es 

handelt sich insoweit um die Bezieher Existenz sichernder Miet- und 

Pachteinnahmen, von Kapitalerträgen, aber auch die Empfänger der in § 

850b ZPO mit einem nur bedingten Pfändungsschutz versehenen Scha-

denersatzrenten wegen Körper- und Gesundheitsschäden, Unterhaltsren-

ten, Altenteilsbezügen sowie Be-zügen von Witwen-, Waisen-, Hilfs- und 

Krankenkassen. 

 

2. Zuzustimmen ist auch dem neuen § 835 Abs. 4 ZPO/E. Danach soll bei 

einer Forderungsüberweisung nicht wiederkehrender zahlbarer Vergü-

tungen eines Schuldners, der eine natürliche Person ist, für persön-lich 

geleistete Arbeiten oder Dienste oder betreffend sonstige Einkünfte, die 

kein Arbeitseinkommen sind, das gepfändete Guthaben dem Gläubiger 

frühestens vier Wochen nach Zustellung des Überweisungsbeschlusses 

ausgezahlt oder der Betrag hinterlegt werden. 

 

 Während dieser vorgeschlagenen Karenzfrist soll der Schuldner die Mög-

lichkeit erhalten, bei Gericht um Pfändungsschutz nachzusuchen. Die 

Verlängerung dieser bisherigen Zweiwochenfrist auf eine solche von vier 

Wochen ermöglicht es dem Schuldner und dem Vollstreckungs-gericht, 

ohne unangemessenen Zeitdruck einen Schutzantrag zu stellen und 

hierüber zu entscheiden. 

 

 Die Regelungen dürften jedenfalls in ihren gebotenen Auswirkungen ver-

fassungsrechtlich erforderlich sein. 
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3. Im Recht der Kontenpfändung sieht der Entwurf darüber hinaus vor, dass 

die Kontopfändung nunmehr über 180 Bankgeschäftstage wirkt. Das soll 

nicht gelten, wenn es um gesetzliche Unterhaltsansprüche geht.  

 

 Nicht nachvollziehbar ist indessen, dass bei Pfändung von Pfändungs-

schutzkonten die Wirkung der Pfändung auf nur 90 Bankgeschäftstage 

eingeschränkt werden soll, als dort um so früher eine erneute Konten-

pfändung mit zusätzlichen Kosten zu Lasten des Schuldners veranlasst 

sein wird. 

 

4. Im Interesse eines effektiven Pfändungsschutzes auch im Bereich der 

Mobiliarvollstreckung ist es empfehlenswert, § 811 Nr. 8 ZPO dahin-

gehend zu ändern, dass nicht nur die dort genannten wiederkehrenden 

Einkünfte der in §§ 850 – 850 d ZPO bezeichneten Art (laufendes Ar-

beitseinkommen) im Bereich des pfändungsgeschützten Minimums für 

den Schuldner und gesetzlich Unterhaltsberechtigte zu belassen sind, 

sondern dass dies auch für Bezieher von Einkünften im Sinne von § 850 i 

ZPO/E gilt. Nach bislang geltendem Recht sind für zum gesetzlichen Un-

terhalt berechtigte Personen dem Schuldner nämlich keine zusätz-lichen 

Beträge zu belassen. 
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